
Ordnung zur Inkraftsetzung der ersetzenden Entscheidung des Vermittlungsausschusses 
der Zentralen Kommission der Zentral-KODA zur sachgrundlosen Befristung von Arbeits-

verträgen 

 

 

I. Ersetzende Entscheidung 

Der Vermittlungsausschuss der Zentralen Kommission der Zentral-KODA hat am 28. Oktober 2019 die 
folgende ersetzende Entscheidung gemäß § 19 Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) zur sachgrundlosen Be-
fristung von Arbeitsverträgen getroffen: 

 

1. Befristete Arbeitsverhältnisse dürfen ohne Sachgrund für die Dauer von bis zu 14 Monaten abge-
schlossenen werden. Bis zu dieser Gesamtdauer von 14 Monaten ist eine einmalige Fristverlängerung 
statthaft. Während der Dauer eines derart befristeten Arbeitsverhältnisses sind ordentliche Kündigun-
gen möglich. Hierfür sind die allgemeinen arbeitsrechtlichen und die jeweiligen kirchenarbeitsrechtli-
chen Bestimmungen maßgebend.  

2. Die Regelungen unter Ziffer 1 gelten für alle befristeten Arbeitsverträge, die seit dem Tag des Wirk-
samwerdens dieser Neuregelung in ihrem Geltungsbereich abgeschlossen werden und verdrängen von 
diesem Zeitpunkt an regionale Bestimmungen zur sachgrundlosen Befristung. 

3. Die vorstehenden Bestimmungen zur sachgrundlosen Befristung treten spätestens 12 Monate nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes außer Kraft, wenn der Gesetzgeber eine Neuregelung zur sachgrund-
losen Befristung trifft.  

 

Anwendungshinweis:  

Der Beschluss umfasst noch eine Ziffer 4. Das dort beschriebene Verfahren ist abgeschlossen und die 
Zuständigkeit der Zentral-KODA festgestellt. Damit sind die Regelungen in den Nummern 1 bis 3 wirk-
sam und ab dem 01.03.22 umzusetzen. 

Nachrichtlich dokumentieren wir hier noch die Ziffer 4 des Beschlusses: 

„4. Diese Regelung steht unter der aufschiebenden Bedingung, dass die kirchliche Arbeitsgerichtsbar-
keit im Rahmen ihrer abschließenden Entscheidung die Zuständigkeit der Zentral-KODA für den Rege-
lungsgegenstand „Sachgrundlose Befristung abschaffen“ feststellt oder nicht in der Sache entscheidet. 
In diesen Fällen wird die ersetzende Entscheidung nach § 19 Abs. 2 Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) den 
Bischöfen zur Inkraftsetzung nach § 13 ZKO vorgelegt.“ 

 


